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hingewiesen worden, obwohl es von Anfang an keinerlei 
Zweifel gab, daß die Straftat als fahrlässige Körperver­
letzung nach § 118 StGB und damit als Antragsdelikt zu 
bewerten ist

Am 19. Januar 1981 ging die Anklage beim Kreisgericht 
ein. Es eröffnete das Verfahren nach § 118 StGB und über­
sah, daß die Mutter des geschädigten Kindes keinen Straf­
antrag gestellt, der Staatsanwalt keine Erklärung über die 
Strafverfolgung im öffentlichen Interesse abgegeben hatte 
und damit die Strafverfolgungsvoraussetzungen fehlten. 
Die gesetzliche Frist zur Stellung des Strafantrags durch 
die Mutter des geschädigten Kindes endete erst am 11. Fe­
bruar 1981. Die Hauptverhandlung setzte das Gericht fin- 
den 26. Februar 1981 an.

Wenn zum Zeitpunkt des Eingangs einer Anklage we­
gen eines der in § 2 Abs. 1 StGB erschöpfend angeführten 
Antragsdelikte erkennbar ist, daß der Staatsanwalt an der 
Strafverfolgung im öffentlichen Interesse nicht interessiert 
ist, er aber ebenso wie das Untersuchungsorgan entgegen 
§ 93 Abs. 1 Satz 4 StPO die Belehrung des Geschädigten 
oder seines gesetzlichen Vertreters über die Notwendigkeit 
der Stellung eines Strafantrags unterlassen hat und die 
Antragsfrist nach § 2 Abs. 2 StGB noch nicht verstrichen 
ist, dann muß das Gericht den Geschädigten über sein 
Recht, die Strafverfolgung zu beantragen, belehren, und 
zwar so rechtzeitig, daß er die Antragsfrist von drei Mona­
ten einhalten kann.

Diese Belehrungspflicht ergibt sich für das Gericht aus 
§.17 StPO. In Absatz 1 dieser Bestimmung wird dem durch 
die Straftat Geschädigten das Recht eingeräumt, die Straf­
verfolgung zu verlangen, d. h. insbesondere Strafanzeige 
und Strafantrag zu stellen. Wenn § 17 Abs. 3 StPO be­
stimmt, daß Gericht, Staatsanwalt und Untersuchungs­
organ den Geschädigten auf seine Rechte hinzuweisen und 
ihn bei ihrer Verwirklichung zu unterstützen haben, so ist 
das nicht nur bezogen auf die Geltendmachung und Durch­
setzung von Schadenersatzansprüchen, sondern auf alle 
dem Geschädigten nach den Bestimmungen der StPO zu­
stehenden Rechte. Aus § 93 StPO ist diese Belehrungspflicht 
des Gerichts allerdings nicht herzuleiten. Diese straf­
prozessuale Bestimmung bezieht sich ausschließlich auf das 
Ermittlungsverfahren, das nach § 140 Ziff. 4 StPO mit der 
Übergabe des Verfahrens an den Staatsanwalt abgeschlos­
sen ist.

Am Tage der Hauptverhandlung wurde die Mutter des 
geschädigten Kindes vom Staatsanwalt belehrt und ihr 
Antrag auf Strafverfolgung protokolliert Dieser Antrag 
ging dann erst kurz vor der Hauptverhandlung am 
25. Februar 1981 beim Kreisgericht ein.

Die Belehrung des Staatsanwalts war unvollständig. Da 
die Frist für den Strafverfolgungsantrag schon am 11. Fe­
bruar 1981 abgelaufen war, hätte der Staatsanwalt die 
Mutter des geschädigten Kindes darauf hinweisen müssen, 
daß sie einen Antrag auf Befreiung von den Folgen der 
Fristversäumung nach § 80 Abs. 1 StPO stellen und damit 
zugleich die versäumte Handlung — nämlich die Stellung 
des Antrags auf Strafverfolgung — gemäß § 80 Abs. 2 
StPO nachholen soll. Über die Befreiung von den Folgen 
der Fristversäumung kann das Gericht nicht von Amts 
wegen entscheiden; dazu ist ein Antrag desjenigen, der 
durch die Fristversäumung seine Rechte verloren hat, 
notwendig.

Einen solchen Antrag auf Befreiung von den Fristver­
säumungsfolgen stellte die Mutter des Kindes erst in der 
Hauptverhandlung. Das Kreisgericht stellte das Verfahren 
aber nach § 248 Abs. 1 Ziff. 1 StPO endgültig ein. Es hat 
dabei übersehen, daß dem Geschädigten die Überschreitung 
einer gesetzlichen Frist dann nicht zum Nachteil gereichen 
kann, wenn er bei einem Antragsdelikt, für das der Staats­
anwalt keine Erklärung über die Strafverfolgung im öffent­
lichen Interesse abgegeben hat, von den Strafverfolgungs­
organen über sein Recht, Strafantrag zu stellen, nicht 
belehrt worden ist und durch diese pflichtwidrige Arbeits­
weise die dreimonatige Antragsfrist nach § 2 Abs. 2 StGB

versäumt hat Hat der Geschädigte die Versäumung der 
Frist nicht schuldhaft herbeigeführt, ist für ihn ein unab­
wendbarer Zufall gegeben, durch den die Einhaltung der 
Antragsfrist verhindert wurde. Damit liegt aber eine der 
vom Gesetz geforderten Voraussetzungen für die Befreiung 
des Geschädigten von den Folgen der Fristversäumung 
vor. Das Kreisgericht hätte daher der Mutter des geschä­
digten Kindes entsprechend ihrem Antrag Befreiung von 
den Fristversäumungsfolgen nach §§ 79, 80 StPO gewäh­
ren müssen (vgl. auch BG Leipzig, Urteil vom 5. März 1971 
- Kass. 3/71 -).

Aus diesen Gründen war der angefochtene Beschluß 
des Kreisgerichts aufzuheben und zugleich der Beschluß 
über die Befreiung von den Folgen der Fristversäumung 
durch das Rechtsmittelgericht zu fassen.
Anmerkung:
Es ist bereits mehrfach (so u. a. von H. S c h m i d t  in N J  
1968, H e f t  16, S. 494 und im StGB-Kommentar, 3. überarb. 
Auflage, Berlin 1981, S. 50) darauf hingewiesen worden, daß 
bei einem Versäumen der Strafantragsfrist nach §2 Abs. 2 
StGB die §§ 79 ff. StPO anzuwenden sind. Konkrete Aus­
sagen über die Voraussetzungen und die Verfahrensweise 
der Heilung der Fristversäumung fehlen aber bisher. Mit 
der Auffassung, daß die unterlassene Belehrung ein unab­
wendbarer Zufall i. S. des § 79 StPO ist, folgt das BG Leip­
zig in dem vorstehenden Beschluß der schon im StPO- 
Lehrkommentar (Berlin 1968, S. 127) enthaltenen Dar­
legung, daß auch ein Verschulden staatlicher Organe, das 
die Fristeinhaltung unmöglich macht, zur Befreiung von 
den Folgen der Fristversäumung führen kann. Dem ist 
zuzustimmen.

Soweit das Bezirksgericht in seiner Entscheidung davon 
ausgeht, daß bei der Heilung des Versäumens der Straf­
antragsfrist der in §§ 80, 81 StPO vorgeschriebene Weg der 
Antrag Stellung und Entscheidung über den Antrag auf 
Befreiung von den Folgen der Fristversäumung einzuhal­
ten ist, halte ich diese Auffassung für unrichtig. Die Be­
freiungsregelung der §8 79 ff. StPO bezieht sich nur auf 
prozeßrechtliche Fristen. Das wird schon daraus deutlich, 
daß §80 Abs. 1 StPO die Antragstellung bei dem Gericht 
vorschreibt, bei dem die versäumte Frist wahrzunehmen 
gewesen wäre. Nach der materiellrechtlichen Bestimmung 
des § 2 Abs. 2 StGB muß bei einem Antragsdelikt der Straf­
antrag nicht bei einem Gericht gestellt werden. Er wird 
in der Regel mit der Anzeigeerstattung beim Untersu­
chungsorgan gestellt. Er kann aber auch beim Staatsanwalt 
und — nach Anhängigkeit des Verfahrens — beim Gericht 
gestellt werden. In allen Fällen hat der Antrag bis zum 
Abschluß des Verfahrens Gültigkeit, wenn er nicht zurück­
genommen wird.

Wegen der nicht selten geringen Tatschwere der An­
tragsdelikte werden damit häufig die Gerichte gar nicht 
befaßt. Die Verfahren enden z. B. mit einer Übergabe an 
ein gesellschaftliches Gericht gemäß §§ 142, 149, 58 StPO 
oder mit einem schuldfeststellenden Verfahrensabschluß 
durch den Staatsanwalt gemäß § 148 Abs. 1 Z i f f .  3 StPO. 
Ist in einem solchen Falle eine schuldlose Fristversäumung 
zu heilen, gibt es kein nach § 81 Abs. 1 StPO entscheidungs­
befugtes Gericht. Konfliktkommissionsordnung und 
Schiedskommissionsordnung sehen eine Entscheidung der 
gesellschaftlichen Gerichte über die Befreiung von den 
Folgen einer Fristversäumung nicht vor. Auch für den 
Staatsanwalt und das Untersuchungsorgan ist eine solche 
Entscheidungsbefugnis nicht ausdrücklich geregelt. Aus die­
sen Gründen ist die Regelung der §§ 79 ff. StPO nicht ohne 
weiteres auf die Problematik der versäumten Strafantrags­
frist zu übertragen. Da das StGB keine eigene Regelung 
für die Heilung einer Fristversäumung enthält, können zur 
Wahrung der Interessen der Bürger in diesen Fällen die 
§§79 ff. StPO nur analog angewendet werden. Das bedeu­
tet m. E., daß es wegen des Fehlens eines entscheidungs­
befugten Gerichts keiner selbständigen Entscheidung über 
die Befreiung von den Folgen der Fristversäumung oder 
über deren Ablehnung bedarf. Vielmehr hat das zuständige


